
Türkische Kampfflugzeuge haben 
in der Nacht zum Dienstag Ge-
biete im Nordirak und in Syrien 

angegriffen. Die Attacke, die ersten 
Meldungen zufolge Dutzende Todesop-
fer forderte, richtete sich gegen Hoch-
burgen der kurdischen Befreiungsbewe-
gung. Erstmals beschränkten sich die 
Bombardements nicht auf die Gebirge 
in der türkisch-irakischen Grenzregion, 
in denen Ankara die Führung der Arbei-
terpartei Kurdistans (PKK) vermutet. 
Der Einsatz erstreckte sich auf syrisches 
und irakisches Territorium: Im Norden 
Syriens wurden eine Zentrale der kur-
dischen Volksverteidigungskräfte YPG 
sowie die Sendestation des Radioka-
nals Denge Rojava zerstört.

Gab es in den vergangenen Monaten 
des öfteren bewaffnete Provokationen 
gegen die kurdische Selbstverwaltung 
in Nordsyrien, so hat der jüngste An-
griff eine neue Qualität. Auch weil die 
türkische Luftwaffe zeitgleich im Irak 

die Siedlungsgebiete der Jesiden im 
Sindschar attackierte. Dort wurde eben-
falls ein Radiosender zerstört, mehre-
re Wohngebiete wurden bombardiert. 
Zudem wurde ein Stützpunkt der ei-
gentlich mit Ankara verbündeten KDP-
Peschmerga getroffen, fünf Kämpfer 
starben.

Im Sindschar, jener Region, in der 
2014 der »Islamische Staat« (IS) Tau-
sende Jesidinnen und Jesiden ermorde-
te und verschleppte, hat der Angriff der 
Türkei eine besondere Bedeutung. Man 
werde sich genau wie damals gegen den 
IS nun gegen Recep Tayyip Erdogan 
wehren, kommentierte gegenüber junge 
Welt Zerdest Sengali, Kommandeur der 
jesidischen Selbstverteidigungsmilizen 
YBS. »Wir haben die Stärke dazu, und 
jeder wird das sehen können.«

Auch in Rojava wertete man die tür-
kischen Luftangriffe als Unterstützung 
des IS. »Türkei und Daesch, Erdogan 
und Al-Baghdadi, das ist ein und dassel-

be«, erklärte ein YPG-Kämpfer in den 
Trümmern der früheren Militärstation 
bei Karacok gegenüber jW. »Genau 
wenn wir vor Rakka stehen, der Haupt-
stadt des IS, greift die Türkei uns an.«

Die Luftangriffe dürften den Auftakt 
einer neuen Offensive Ankaras bilden. 
Erdogan kündigt seit Wochen an, Nord-
syrien und Irak von kurdischen Kämp-
fern »säubern« zu wollen. Am Dienstag 
wurden an der Grenze zum nordsyri-
schen Afrin Bodentruppen zusammen-
gezogen, Wege und Pontonbrücken für 
einen Einmarsch werden aufgebaut. 
Ähnlich ist die Lage an der türkisch-
irakischen Grenze: Seit Tagen kommt 
es zu schweren Gefechten zwischen der 
türkischen Armee und Kämpfern der 
PKK.

International blieben Reaktionen 
auf den Angriff bis zu jW-Redaktions-
schluss aus. Die Vermutung liegt nahe, 
dass zumindest die USA vorab über 
die Bombardements informiert wurden. 

»Das internationale Schweigen hat die 
Türkei ermutigt, mit derartigen Brü-
chen des internationalen Rechts fort-
zufahren. Wenn das Schweigen anhält, 
wird die Türkei weitermachen. Sollte 
das eintreffen, werden wir neu über un-
sere Operation in Rakka nachdenken«, 
drohte Ilham Ehmed, Vorsitzender des 
Demokratischen Rates Syrien, gegen-
über dem Fernsehsender Ronahi TV.

Die deutsche Linkspartei verurteilte 
das Vorgehen Ankaras scharf: Dieses 
könne nur als direkte Unterstützung der 
dschihadistischen Terroristen verstan-
den werden. Die Linke forderte, die 
Bundeswehr müsse sofort ihre »Torna-
dos« aus dem türkischen Luftwaffen-
stützpunkt Incirlik sowie ihre Soldaten 
aus der Region Kurdistan/Irak abzie-
hen. Andernfalls stelle sie sich – wil-
lentlich oder unwillentlich – an die Sei-
te der Aggressoren.
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Erdogans nächster Krieg

14 Afghanen nach Kabul abgeschoben

WWW.JUNGEWELT.DE

Jemen: UN prangern 
Hungerkrise an

Genf. Nach der Warnung von UN-
Generalsekretär António Guterres 
vor einer »Tragödie immensen 
Ausmaßes« im Jemen haben meh-
rere Länder neue Hilfen für das 
vom Krieg gezeichnete Land zuge-
sagt. »Dies ist die größte Hunger-
krise der Welt«, sagte Guterres am 
Dienstag bei der internationalen 
sogenannten Geberkonferenz in 
Genf. Hunderte Krankenhäuser 
sind im Jemen verlassen, weil es 
keine Medikamente mehr gibt. 
Viele Schulen sind geschlossen. 
Millionen Menschen sitzen zwi-
schen den Fronten fest. Trinkwas-
ser und Lebensmittel sind knapp. 
Zwei Drittel der 27 Millionen 
Menschen brauchen nach UN-
Angaben dringend Hilfe. »Knapp 
sieben Millionen Menschen wis-
sen nicht, woher sie ihre nächste 
Mahlzeit bekommen«, heißt es 
vom Welternährungsprogramm 
(WFP). »Fast 2,2 Millionen Kin-
der sind mangelernährt, 500.000 
von ihnen droht der Hungertod.« 
� (dpa/jW)
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Beschäftigte gegen  
Einschnitte bei Alitalia
Rom/Mailand. Die Beschäftigten 
der Fluggesellschaft Alitalia ha-
ben sich gegen einen Plan des 
Managements ausgesprochen, der 
die Vernichtung von 1.700 Stellen 
beim Bodenpersonal vorsah. Auch 
die Löhne des Flugpersonals hätte 
um acht Prozent gekürzt werden 
sollen. Durch diese Einschnitte, so 
das Management, hätte die Flugge-
sellschaft neue Finanzspritzen der 
Anteilseigner bekommen können. 
Angeblich kann die Airline ohne 
das Geld nicht weiterbestehen. 
»Der Zorn der Arbeiter hat ge-
siegt«, sagte am Dienstag ein Ge-
werkschaftsvertreter. Der Verwal-
tungsrat wollte noch am Dienstag 
zu Beratungen zusammenkommen. 
Die Beschäftigten fordern, dass die 
Regierung eingreift und ihre Stel-
len sichert. � (Reuters/jW)

Zerstörtes Pressezentrum: In Karacok zerstörte die türkische Luftwaffe einen kurdischen Radiosender (25.4.2017)
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Kriegsverbrechen
Vor 80 Jahren zerstörten deutsche 

Bomber die baskische Stadt 
Guernica. Von Hubert Brieden

Krisenverschärfung
US-Regierung verstärkt ihre militäri-

schen Aktivitäten gegen Nord
korea. Von Knut Mellenthin

Kapazitätsgrenze
Ukraine: Aus Mangel an Kohle werden 

Atomkraftwerke hochgefahren. 
Von Reinhard Lauterbach

Katastrophenhelfer
Seenotrettung auf dem Mittelmeer: 

»Mit einem Schlag hilflos«.  
Interview mit Thomas Kunkel3 7 9 12
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Dutzende Tote durch türkische Luftangriffe im Irak 
und in Nordsyrien. Ankara zieht Truppen an der Grenze 
zusammen. Von Peter Schaber, Kamischli

32jähriger schon zum zweiten Mal unter Zwang ausgeflogen. Land bleibt unsicher

Wieder hat es eine Sammel-
abschiebung aus Deutsch-
land nach Afghanistan 

gegeben. Ein Flug aus München mit 
14 Migranten an Bord landete am 
Dienstag morgen (Ortszeit) in der 
Hauptstadt Kabul. Damit sind seit 
Dezember vergangenen Jahres mehr 
als hundert abgelehnte Asylsuchen-
de nach Afghanistan zurückgeflogen 
worden. Nach Angaben des bayeri-
schen Innenministeriums kamen 
acht Abgeschobene aus Nordrhein-
Westfalen, drei aus Bayern und je-
weils einer aus Baden-Württemberg, 

Hamburg und Rheinland-Pfalz. Die 
Zahlen wurden von der Bundespo-
lizei in München bestätigt. Dazu 
zählte ein Mann namens Obaidul-
lah Disan aus der unruhigen östli-
chen Provinz Kunar, der nach eige-
nen Angaben sieben Jahre lang in 
Deutschland gelebt hatte. Nach sei-
ner Ankunft in Kabul sagte er der 
Deutschen Presseagentur, er sei bei 
der Arbeit in einem Fast-Food-Lokal 
in München festgenommen worden 
und habe drei Tage in Abschiebehaft 
verbracht. Seine Familie sei erst in 
der Nacht zum Dienstag über sei-

ne Rückführung informiert worden. 
Der 32jährige Dschawid Nuri sagte, 
es sei nach 2009 das zweite Mal, 
dass er aus Deutschland abgescho-
ben worden sei. Er sei als Baby erst-
mals nach Deutschland gekommen. 
Auch diesmal wolle er versuchen, 
dorthin zurückzukehren. »Das Le-
ben in einem Land, in dem Krieg 
herrscht, ist mir nicht vertraut«, sagte 
er. »Afghanistan ist weit davon ent-
fernt, ein sicheres Land zu sein«, 
erklärte in Berlin die Oppositions-
politikerin Ulla Jelpke. »Vielmehr 
hat sich die Sicherheitslage durch 

Anschläge und Gefechte zwischen 
Taliban, Regierungstruppen und Ge-
walt örtlicher Warlords in letzter Zeit 
weiter verschärft«, so die innenpoli-
tische Sprecherin der Linksfraktion 
im Bundestag weiter. »Dass es am 
Hindukusch keine sicheren Regio-
nen gibt, hat nicht zuletzt das jüng-
ste Massaker von Taliban an afgha-
nischen Soldaten in ihrer eigenen 
Kaserne mit Hunderten Toten und 
Verletzten gezeigt.« Jelpke forderte: 
»Die Abschiebungen in das Kriegs-
land Afghanistan müssen sofort be-
endet werden.« � (dpa/jW)

wird herausgegeben von  
2.036 Genossinnen und  
Genossen (Stand 31.3.2017)
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  ZWÖLF SEITEN EXTRA

Selber machen
Lohnbetrug, niedrigere Gehälter für Frau-
en, schikanöser Umgang mit Erwerbslo-
sen, willkürliche Entlassungen – die Lage 
in den Ländern Europas gleicht sich. Nir-
gendwo konnte sie durch Staatskontrollen 
verbessert werden. Aber es gibt Beispiele 
für Selbstbehauptung.

ERSTER MAI

E
nde März mussten wieder schlech-
te Nachrichten über die Lage der 
Beschäftigten in der BRD verkün-
det werden: Zwölf Prozent der 
Minijobber erhalten nicht einmal 

das Mindestgehalt. Von einer »illegalen Unter-
schreitung des Mindestlohns« war die Rede, als 
das nordrhein-westfälische Arbeitsministerium 
die von ihm in Auftrag gegebene Studie über 
450-Euro-Stellen präsentierte. Und nicht nur 
das: Den Angestellten werde oft Urlaub vor-
enthalten, nicht mal die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall sei gesichert. Da werden Kunden 
bedient, Räume geputzt, Lager eingeräumt – und 
am Ende verweigern die Chefs noch das Mini-
mum an Lohn und sozialer Absicherung.

Die deutschen Gewerkschaften reagieren auf 
solche Zumutungen wie zu erwarten: mit dem 
Ruf nach mehr staatlichen Kontrollen in den 
Betrieben. Das gilt gerade für die IG BAU, in 

deren Organisationsbereich etwa die Gebäude-
reinigung fällt und damit eine Branche, in der 
Arbeiter regelmäßig um ihren Lohn betrogen 
werden. Es fehle dem Zoll – er soll die Einhal-
tung der Minimumgehälter sicherstellen  – für 
notwendige Kontrollen an Personal, meint die 
IG BAU. Seit der Mindestlohn eingeführt wurde, 
geht das so. Mehr Personal, mehr Staat, dann 
werde es schon.

Wirklich? Die Journalisten Patricia D’Incau 
und Florian Sieber haben einen Blick ins Nach-
barland Schweiz geworfen  – und sind dort auf 
die gleichen Probleme gestoßen. Sie erzählen 
von Bauunternehmen, die ihre Arbeiter zuerst 
schamlos »büezen«, also schuften, lassen und 
sie dann ebenso schamlos unter Tarif bezahlen. 
Doch die dortige Gewerkschaft Unia verlangt 
nicht einfach nach mehr staatlicher Aufsicht. 
Vielmehr nimmt sie Lohnkontrollen in die eige-
ne Hand – zumindest in Genf.

Über solche Beispiele informiert diese Beila-
ge. Sie soll zur Aktivität anregen, die Arbeiter 
oder ihre Verbände. Denn nicht nur in Deutsch-
land und der Schweiz ähneln sich die Probleme. 
Lohnbetrug, zu geringe Gehälter für Frauen ge-
genüber denen für Männer, schikanöser Umgang 
mit Erwerbslosen – sie lassen sich in allen Län-
dern Europas finden. Und in keinem konnte der 
Staat sie beenden.

Das mag mit dessen Charakter zu tun haben. 
»Ein Organ zur Unterdrückung der einen Klasse 
durch die andere«, so beschrieb der russische Re-
volutionär Lenin schon 1917 das Wesen des Staa-
tes. Damit ist die Frage berührt, wer herrscht. In 
Europa sind es bekanntlich nicht die Arbeiter. 
Wie die Antwort im sozialistischen Kuba aus-
fällt, berichtet Volker Hermsdorf.

Doch auch unter den widrigen Bedingungen 
der Marktwirtschaft bringen die Beschäftigten 
eine teils enorme Energie auf. So sind es etwa bri-

tische Bauarbeiter, die beweisen, dass man trotz 
eines außerordentlich repressiven Streikrechts 
Arbeitskämpfe führen kann. Ihre Geschichte er-
zählt Christian Bunke. Er macht deutlich: Die 
gut vernetzten »Rank and File«-Aktivisten war-
ten nicht mal auf die eigene Gewerkschaft, wenn 
sie Ausstände vorbereiten. Den Verband ziehen 
sie im nachhinein mit; über gesetzliche Vorga-
ben setzen sie sich – oft erfolgreich – hinweg.

In Deutschland steht solchem Vorgehen eine 
Tradition der Staatsgläubigkeit entgegen, führt 
der Sozialwissenschaftlicher Frank Deppe aus. 
Allzu pessimistisch ist Deppe dennoch nicht: 
»Ob nun bei Amazon oder bei der Charité, die 
Kollegen entwickeln im und für den Kampf ei-
nige Phantasie.« Einmal in Bewegung geraten, 
bekämen die Beschäftigten ein Gefühl für die 
eigene Stärke. Wie man den ersten Anstoß geben 
könnte – darüber lohnt es sich, am 1. Mai nach-
zudenken.

Macht’s doch selbst!
Lohnbetrug, Entlassungen, Willkür: Arbeiter verschiedener Länder sind den gleichen Problemen ausgesetzt. 
Der Staat löst keines von ihnen. Von Johannes Supe

ALEX PENA/REUTERSDie Fäuste hoch! Verlassen sich die Arbeiter auf die eigene Kraft, sind sie zu bemerkenswerten Aktionen fähig. Ihre Kämpfe wie auch ihre Erfolge hängen dabei weniger 
von einzelnen ab, sondern sind das Resultat kollektiver Anstrengung. Das sollen auch die Bilder in dieser Beilage ausdrücken

Erster Mai
n Seite 3: Die Belegschaft einbeziehen. Die Schulung von Tarifberatern gab beim Streik an der Charité den Ausschlag 
n Seite 4: Besser kontrollieren. In Genf hat die Unia erreicht, dass Betriebe ihr die Lohnbücher öffnen müssen  
n Seite 7: In eigener Regie. Die Angestellten eines argentinischen Hotels führen ihr Haus nun selbst 
n Seite 9: Gut organisiert. In Österreich forciert die Gewerkschaftsinitiative KOMintern Arbeitskämpfe
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